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Geſetz-Sammlun g 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 18. 


Kr. 3559.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. April 1852., betreffend die Bewilligung der fiska— 
BER liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Straße von Pe— 
terswaldau nach Steinkunzendorf. 


Niven Ich durch Meinen Erlaß vom 23. April 1847. den chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der Straße von Peterswaldau nach Steinkunzendorf durch den fuͤr 
dieſen Zweck zuſammengetretenen Aktienverein genehmigt habe, beſtimme Ich 
hierdurch, daß auf dieſe Straße das Expropriationsrecht für die zur Chauſſee 
erforderlichen Grundſtuͤcke und das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und 
Unterhaltungs - Materialien, nach Maaßgabe der fr die Staats⸗Chauſſeen gelten: 
den Beſtimmungen Anwendung finden ſollen. Zugleich verleihe Ich dem ge⸗ 
nannten Aktienverein das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf dieſer 
Chauſſee nach dem für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld— 
Tarife. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. an⸗ 
gehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen für die in Rede 
ſtehende Straße Guͤltigkeit haben. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 21. April 1852, 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


— 4 ͤ ö— 


Jahrzang 1832, (Nr. 35593560.) 39 (Nr. 3800.) 
Ausgegeben zu Berlin den 1. Juni 1852. 


er 


(Nr. 3560.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 3. Mai 1852, betreffend die Verleihung der fiska— 
liſchen Rechte ꝛc. fuͤr den Ausbau der Gemeinde-Chauſſee von der 
Altenhagen-Siegener Staatsſtraße bei Siegen uͤber Netphen und Feudin— 
gen bis zur Wittgenſteiner Straße bei Saßmannshauſen, nebſt einer 
Zweigſtraße von Niedernetphen über Afholderbach nach Kronprinzen-Eiche. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Ausbau einer 
Gemeinde-Chauſſee von der Altenhagen-Siegener Staatsſtraße bei Siegen 
über Netphen und Feudingen bis zur Wittgenſteiner Straße bei Saßmanns⸗ 
hauſen, nebſt einer Zweigſtraße von Niedernetphen uͤber Afholderbach nach Kron— 
prinzen⸗Eiche genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß auf dieſe Straßen 
das Expropriationsrecht fuͤr die zur Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke und 
das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien nach 
Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen geltenden Beſtimmungen Anwendung 
finden ſoll. Zugleich verleihe Ich den Betheiligten das Recht zur Erhebung 
eines, gegen die Satze des Chauſſeegeld⸗Tarifs für die Staats⸗Chauſſeen um 
die Hälfte erhöhten Chauſſeegeldes, letzteres mit der Maaßgabe, daß die Bethei⸗ 
ligten ſich eine Herabſetzung auf die einfachen Saͤtze nach Ablauf von ſechs 
Jahren ohne Entſchaͤdigung gefallen laſſen müffen, inſofern dies nach der Ent— 
ſcheidung des Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und des 
Finanzminiſters im Intereſſe des Verkehrs nothwendig wird. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
wegen > Chauſſeepolizei-Vergehen für die in Rede ftehenden Straßen Guͤl— 
tigkeit haben. N 

e Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Potsdam, den 3. Mai 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 3561.) 


m 


(Fr. 3561.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 3. Mai 1852., betreffend die Bewilligung der fiskali— 
ſchen Vorrechte ꝛc. fuͤr den chauſſeemaͤßigen Ausbau der Straße von 
Teltow nach Zehlendorf. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chau fi 
Ausbau der Straße von Teltow nach Zehlendorf Durch die Gehe nen 
genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Recht zur Expropriation der 
in den Bauplan fallenden Grundſtuͤcke, ſowie das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der Beſtim⸗ 
mungen für die Staats⸗Chauſſeen auf die gedachte Straße Anwendung finden 
ſoll. Zugleich genehmige Ich fuͤr dieſelbe die Erhebung eines Chauſſeegeldes 
fuͤr eine halbe Meile nach dem jedesmal fuͤr die Staats-Chauſſeen geltenden 
Chauſſeegeld Tarife. Auch ſollen die dem Tarife vom 29. Februar 1840. an⸗ 
gehaͤngten Vorſchriften uber die Chauſſeepolizei-Vergehen auf die bezeichnete 
Straße Anwendung finden. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeg-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. N 


Potsdam, den 3. Mai 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Gr, 3561-35620 39* (Nr. 3562.) 


2 m 


(Nr. 3562.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 3. Mai 1852., betreffend die Reſſort⸗Verhaͤltniſſe der 
Staatsdruckerei. 


R Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom 30. April v. J. die Errichtung einer 


2 Staatsdruckerei in Berlin genehmigt habe, verordne Ich auf den Bericht des 
ir- me., Staatsminiſteriums vom 27. v. Mts. was folgt: 
JE: 1) Die Anftalt, welche zur Anfertigung geldwerther Papiere für den Staat 


und fuͤr Korporationen beſtimmt iſt, und auch mit der Lieferung von 
Druckſachen für die Staatsbehoͤrden beauftragt werden kann, wird der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden zunaͤchſt untergeordnet; 

2) die Hauptverwaltung der Staatsſchulden leitet die Verwaltung der An— 
ſtalt gemaͤß den Anordnungen und Anweiſungen des Finanzminiſters, 
welcher ein beſonderes Reglement uͤber die Einrichtung und den Betrieb 
der Anſtalt zu erlaſſen und die ſonſt erforderlichen Inſtruktionen zu er⸗ 
theilen, beziehungsweiſe zu genehmigen hat, auch einzelne Angelegenhei— 
ten ſeiner unmittelbaren Entſcheidung vorbehalten kann; 

3) Auftraͤge der Behoͤrden, ſowie die Antraͤge der Korporationen, welche 
die Anſtalt benutzen wollen, find an die Hauptverwaltung der Staats— 
ſchulden zu richten; 5 

4) der Finanzminiſter iſt mit der Ausfuͤhrung dieſes Erlaſſes beauftragt. 


Potsdam, den 3. Mai 1852. 
Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. von Bonin. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr, 3563.) 
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(Fr. 3563.) Bekanntmachung der von den Kammern ertheilten Genehmigung zu der Ver⸗ 
ordnung vom 21. Juli 1851. wegen Ermäßigung der Rheinzoͤle. Vom 
9. Mai 1852. 


Massen die unter Vorbehalt der Genehmigung der Kammern erlaffene Ver⸗ 
ordnung wegen Ermäßigung der Rheinzolle vom 21. Juli 1851. (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 520.) von beiden Kammern genehmigt worden iſt, wird dies 
hierdurch bekannt gemacht. a 


Berlin, den 9. Mai 1852. 


Das Staatsminiſterium. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


(Nr. 3564.) Bekanntmachung über die unterm 21. April 1852. erfolgte Beſtaͤtigung des 
Statuts des Aktienvereins zum Ausbau der Straße von Peterswaldau 
nach Steinkunzendorf. Vom 12. Mai 1852. 


Des Königs Majeſtaͤt haben das unterm 28. Februar 1850. voll 5 
tut des Aktienvereins 125 Ausbau der Straße hi Peterswaldau a eier 
kunzendorf mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 21. April d. J. zu beſtaͤtigen 
gerühet, was nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes über Aktiengeſellſchaf— 
ten vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß 


das Statut durch das Amtsblatt der Koͤniali . 8 
Öffentlichen Kenntniß gelangen wird. niglichen Regierung in Breslau zur 


Berlin, den 12. Mai 1852, 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 3563—3565,) (Nr. 3565. 
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(Nr. 3565.) Geſetz, die Erleichterung gewiſſer Dispoſitionen über Kurmaͤrkiſche Lehne be— 
treffend. Vom 15. Mai 1852. 


Sr. ie, 3 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 

Preußen ꝛc. ꝛc. 1 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. 1. 


Die Vorſchriften des Geſetzes vom 15. Februar 1840., $$. 15—18., fo 
wie ſie im H. 21. daſelbſt auf Lehne uͤberhaupt fuͤr anwendbar erklaͤrt worden, 
ſollen auch auf die Lehne der Altmark, Priegnitz, Mittel- und Uckermark, ſo 
wie der Kreiſe Beeskow und Storkow, unter nachfolgenden naͤheren Beſtim— 
mungen angewendet werden. 


H. 2. 


Bei den Verhandlungen in den im H. 15. Nr. 2—5. des Geſetzes vom 
15. Februar 1840. bezeichneten Faͤllen ſoll es ſtets und ohne Unterſchied, ob 
die lehnsberechtigte Familie aus einer oder aus mehreren Linien beſteht, nur der 
Zuziehung der beiden naͤchſten Agnaten oder Sueeeſſionsberechtigten beduͤrfen. 


H. 3. 


Sind mehr als zwei fuͤr die Lehnfolge gleich nahe ſtehende Agnaten oder 
Suceeſſionsberechtigte vorhanden, ſo ſind die beiden den Jahren nach aͤlteſten, 
und, inſofern nur ein zunaͤchſt berechtigter Agnat vorhanden, iſt außer dieſem 
aus dem darauf folgenden Grade der aͤlteſte Agnat zuzuziehen. 


H. 4. 


Der Zuziehung dieſer Agnaten und Suceeſſionsberechtigten ($$. 2. und 3.) 
bedarf es nur dann, wenn fie im Hypothekenbuche des Lehns eingetragen ſtehen 
und zugleich innerhalb der Grenzen Unſerer Monarchie oder der Deutſchen 
Bundesſtaaten ihren Wohnſitz und den letzteren der Lehnsbehoͤrde angezeigt 
haben. Iſt dieſe Anzeige unterlaſſen, ſo hat die Lehnsbehoͤrde die Angabe dieſes 
Wohnſitzes von dem Lehnsbeſitzer zu erfordern. Zeigt der Lehnsbeſitzer an, daß 
ihm der Wohnſitz nicht bekannt ſei, und hat er die Richtigkeit dieſer Anzeige 
an Eidesſtatt verſichert, ſo wird derjenige Agnat und Suceeſſionsberechtigte, 
deſſen Wohnſitz hiernach nicht zu ermitteln iſt, der erfolgten Eintragung in das 
Hypothekenbuch ungeachtet, als nicht vorhanden angeſehen. 

Haben Agnaten und Sueeeſſionsberechtigte (J. 2. und 3.), welche zwar 
im Hypothekenbuche eingetragen ſtehen, jedoch nicht innerhalb der Grenzen Un— 
ſerer Monarchie oder der Deutſchen Bundesſtaaten ihren Wohnſitz haben, im 

In⸗ 


—. Be — ! 
Inlande einen zur Abgabe der in den Ballen des H. 15. Nr. 2—5. des Ge⸗ 
ſetzes vom 15. Februar 1840. erforderlichen Erklaͤrungen genuͤgend legitimirten 
Bevollmächtigten beſtellt und davon der Lehnsbehoͤrde Anzeige gemacht, fo 
muͤſſen dieſe in der Perſon ihres Bevollmaͤchtigten zugezogen werden. 

Nicht eingetragene Agnaten und Suceeſſionsberechtigte werden als nicht 
vorhanden angeſehen. 

Sind keine Agnaten oder Suceeſſionsberechtigte vorhanden, welche in 
Gemaͤßheit der vorſtehenden Beſtimmungen zugezogen werden muͤßten, ſo iſt der 
Lehnsbeſitzer zu den im . 15. Nr. 2—5. des Geſetzes vom 15. Februar 1840. 
aufgefuͤhrten Dispoſitionen allein befugt. 


H. 3. 


Nach dieſen Grundſaͤtzen haben die Gerichte ſich bei Beurtheilung der 
Rechtsguͤltigkeit der in Rede ſtehenden Dispoſitionen auch dann zu achten, wenn 
dieſelben ſchon vor der Publikation des gegenwaͤrtigen Geſetzes getroffen ſind. 


8. 6. 


Zu denjenigen Dispoſitionen, zu welchen die Lehnsbeſitzer außerdem durch 
die allgemeinen Geſetze vom 13. April 1841. und 3. Maͤrz 1850. befugt ſind, 
ee die Beſitzer Kurmaͤrkiſcher Lehne nach Maaßgabe jener Geſetze 

erechtigt. 

Bei Anwendung des K. 5. des Geſetzes vom 13, April 1841. find die 
obigen Ergänzungen ($$. 1—5. dieſes Geſetzes) maaßgebend. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 15. Mai 1852. 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


(Nr. 3565.) Be⸗ 
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Berichtigung. 
O 
Vn dem Geſetze vom 22. Mai 1852., betreffend einige Ergaͤnzungen des 
Einfuͤhrungs⸗Geſetzes zum Strafgeſetzbuche, S. 251. Zeile 5. von unten, muß 
es ſtatt „im H. 4.“ heißen: 
im Artikel V. 


Nedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


. eee 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Gebeimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


